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A. Allgemeiner Teil 

 

I. Anlass und Inhalt des Gesetzentwurfs 

 

Mit dem Inkrafttreten des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes des Bundes am 1. Juni 2019 wurde der 

Personenkreis, der Leistungen der Sozialhilfe beziehen kann, festgelegt. Personengruppen, die 

davon nicht umfasst sind, dürfen mit Inkrafttreten des Oö. Sozialhilfe-Ausführungsgesetzes am 

1. Jänner 2020 keine Sozialhilfeleistungen mehr erhalten. Die Möglichkeit des Oö. Mindestsicher-

ungsgesetzes, nicht bezugsberechtigten Personen auf privatrechtlicher Basis Mindestsicherungs-

leistungen zu gewähren, ist aufgrund der bundesgesetzlichen Vorgaben künftig nicht mehr gegeben.  

 

Insbesondere Personen mit Aufenthaltstiteln aus berücksichtigungswürdigen Gründen nach § 54 

Asylgesetz 2005 dürfen keine Leistungen mehr im Rahmen der Sozialhilfe gewährt werden. Sie 

sollen daher, sofern nicht ohnehin eine Zielgruppenzugehörigkeit besteht, in besonderen Härtefällen 

durch die Grundversorgung aufgefangen werden. Ab einem rechtmäßigen und tatsächlichen 

Aufenthalt von mehr als fünf Jahren ist weiterhin eine Versorgung im Rahmen der Sozialhilfe 

möglich. Mit der Änderung des Oö. Grundversorgungsgesetzes 2006 soll nun die Möglichkeit 

geschaffen werden, diesen Personen Leistungen aus der Grundversorgung zu gewähren, sofern 

deren Lebensunterhalt nicht anderweitig gesichert ist oder gesichert werden kann.  

 

 

II. Kompetenzgrundlagen 

 

Die Kompetenz des Landesgesetzgebers in Angelegenheiten der Grundversorgung von hilfs- und 

schutzbedürftigen Fremden ergibt sich aus Art. 12 Abs. 1 Z 1 (Armenwesen) iVm. Art. 15 Abs. 6 

iVm. Art. 15 Abs. 1 B-VG. 
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III. Finanzielle Auswirkungen auf die Gebietskörperschaften 

 

Durch diese Gesetzesnovelle werden (voraussichtlich) weder dem Land noch den Gemeinden (oder 

dem Bund) gegenüber der derzeitigen Rechtslage (nennenswerte) Mehrkosten erwachsen.  

 

 

IV. Finanzielle Auswirkungen auf Bürgerinnen und Bürger und auf Unternehmen 

einschließlich der Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort Oberösterreich 

 

Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen bringen keinerlei finanzielle Belastungen für 

die Bürgerinnen und Bürger im Allgemeinen und für Wirtschaftstreibende im Besonderen mit sich.  

 

 

V. Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union 

 

Diesem Landesgesetz stehen - soweit ersichtlich - keine zwingenden unionsrechtlichen Vorschriften 

entgegen.  

 

 

VI. Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, insbesondere auf 

Frauen und Männer 

 

Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen haben - soweit ersichtlich - weder direkt noch 

indirekt unterschiedliche Auswirkungen auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, 

insbesondere auf Frauen und Männer.  

 

Diese Gesetzesnovelle ist intentional auf die Förderung bestimmter gesellschaftlich benachteiligter 

Gruppen ausgelegt und hat daher auf diese Gruppen besondere - positiv zu wertende - 

Auswirkungen. 

 

 

VII. Auswirkungen in umweltpolitischer Hinsicht, insbesondere Klimaverträglichkeit 

 

Die in diesem Landesgesetz enthaltenen Regelungen weisen keinerlei umweltpolitische Relevanz 

auf. 

 

 

VIII. Besonderheiten des Gesetzgebungsverfahrens 

 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält keine Verfassungsbestimmungen.  
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Eine Mitwirkung von Bundesorganen im Sinn des Art. 97 Abs. 2 B-VG ist im vorliegenden 

Gesetzentwurf nicht vorgesehen. Der Gesetzentwurf hat keine Landes- oder Gemeindeabgabe im 

Sinn des § 9 Abs. 1 F-VG 1948 zum Gegenstand. Es besteht auch aus sonstigen Gründen keine 

Verpflichtung, diesen Gesetzesbeschluss vor seiner Kundmachung dem Bundeskanzleramt bekannt 

zu geben.  

 

 

B. Besonderer Teil 

 

Zu Art. I: 

 

Die geplante Bestimmung wird als neuer Absatz 5 dem § 2 Oö. Grundversorgungsgesetz 2006 

angefügt, der allgemeine Bestimmungen und Definitionen zur Hilfs- und Schutzbedürftigkeit von 

Fremden enthält. Zum Hintergrund der Regelung siehe bereits die Ausführungen unter Punkt I des 

Allgemeinen Teils („Anlass und Inhalt des Gesetzentwurfs“). 

 

 

Zu Art. II (Inkrafttreten): 

 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten der Gesetzesnovelle. 

 

 

Der Sozialausschuss beantragt, der Oö. Landtag möge das Landesgesetz, mit dem das Oö. 

Grundversorgungsgesetz 2006 geändert wird (Oö. Grundversorgungsgesetz-Novelle 2019), 

beschließen. 

 

 

Linz, am 27. November 2019 

 

 Ulrike Wall Mag. Maria Buchmayr 

 Obfrau Berichterstatterin 
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Landesgesetz, 

mit dem das Oö. Grundversorgungsgesetz 2006 geändert wird 

(Oö. Grundversorgungsgesetz-Novelle 2019) 

 

Der Oö. Landtag hat beschlossen: 

 

Artikel I 

 

Das Landesgesetz über die Umsetzung der Grundversorgungsvereinbarung 

(Oö. Grundversorgungsgesetz 2006), LGBl. Nr. 12/2007, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. 

Nr. 55/2018, wird wie folgt geändert: 

 

Dem § 2 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Soweit die Hilfsbedürftigkeit im Sinn des Abs. 1 gegeben und dies zur Vermeidung 

besonderer Härten unerlässlich ist, kann Fremden, die über einen gültigen Aufenthaltstitel verfügen 

und deren Lebensunterhalt nicht anderweitig gesichert ist oder gesichert werden kann, im Einzelfall 

Grundversorgung auf der Grundlage des Privatrechts geleistet werden.“ 

 

 

Artikel II 

 

Dieses Landesgesetz tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

 


